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Text 

Zulassung als elektronischer Zustelldienst 

§ 29. (1) Soweit eine Behörde nicht selbst die Aufgaben eines elektronischen Zustelldienstes wahrnimmt 
(behördlicher Zustelldienst) und dies dem Bundeskanzler bekannt gibt, dürfen Leistungen nach § 28 Abs. 1 nur 
von Einrichtungen erbracht werden, die durch Bescheid des Bundeskanzlers als elektronischer Zustelldienst 
zugelassen wurden, nachdem sie die notwendige technische und organisatorische Leistungsfähigkeit und 
rechtliche, insbesondere datenschutzrechtliche Verlässlichkeit im Hinblick auf die ordnungsgemäße Erfüllung 
der von ihnen zu erbringenden Leistungen dargetan haben. Falls erforderlich können zur Gewährleistung der 
Aufrechterhaltung der Zulassungsvoraussetzungen im Bescheid Bedingungen und Auflagen erteilt werden. Der 
Bundeskanzler veröffentlicht im Internet die Liste der ihm gemeldeten und der von ihm zugelassenen 
Zustelldienste einschließlich der bei der Zulassung gemachten Auflagen und Bedingungen. 

(2) Die Zulassung nach Abs. 1 ist durch Bescheid zu widerrufen, wenn feststeht, dass 

 1. eine der für die Erteilung der Zulassung erforderlichen Voraussetzungen nicht mehr erbracht wird; oder 

 2. ein ursprünglicher oder noch fortdauernder Mangel nachträglich hervorgekommen ist, der der Zulassung 
entgegengestanden wäre, und nicht behoben werden kann oder innerhalb gesetzter Frist nicht behoben 
wurde; oder 

 3. sonstige Mängel trotz Aufforderung durch den Bundeskanzler innerhalb angemessener Frist nicht 
behoben wurden; oder 

 4. ein nicht behebbarer Mangel vorliegt; oder 

 5. der Betrieb des Zustelldienstes nicht innerhalb eines Jahres nach rechtskräftiger Zulassung 
aufgenommen oder die Ausübung für einen Zeitraum von mehr als sechs Monaten eingestellt wird. 


